Erstes Buch
Allgemeine Bestimmungen

Erster Abschnitt

Begriffe und Anwendungsbereich

Unternehmer und Unternehmen

§ 1. (1) Unternehmer ist, wer ein Unternehmen betreibt.

(2) Ein Unternehmen ist jede auf Dauer angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, mag sie auch nicht auf Gewinn gerichtet sein.

(3) Soweit in der Folge der Begriff des Unternehmers verwendet wird, erfasst er Unternehmerinnen und Unternehmer gleichermaßen.
Unternehmen ist jede auf Dauer angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, unabhängig von einer Gewinnorientierung. 

Die Rechtsprechung hat dazu folgende Elemente herausgearbeitet:

Eine auf Dauer angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, bei der planmäßig unter zweckdienlichem Einsatz materieller und immaterieller Mittel, in der Regel unter Mitwirkung einer arbeitsteilig kooperierenden Personengruppe, auf einem Markt laufend wirtschaftlich werthafte Leistungen gegen Entgelt angeboten und erbracht werden. 

Gewinnorientierung ist keine zwingende Voraussetzung für professionelles Auftreten im Geschäftsverkehr, wenn diese in der Regel auch meist mit unternehmerischer Tätigkeit verbunden ist.

§ 907 Abs 1 erklärt Personen, die nach geltendem Recht Kaufleute iSd §§ 1ff HGB sind, mit Inkrafttreten des Handelsrechts-Änderungsgesetzes, also mit 1.1.2007, zu Unternehmern iSd §§ 1ff UGB, um deren nahtlose „Überführung“ in das UGB zu gewährleisten. Dies erübrigt zugleich eine terminologische Ersetzung des Begriffes „Kaufmann“ durch „Unternehmer“ in anderen Bestimmungen. 

Unternehmer kraft Rechtsform

§ 2.  Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften,  Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Sparkassen, Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigungen (EWIV), Europäische Gesellschaften (SE) und Europäische Genossenschaften (SCE) sind Unternehmer kraft Rechtsform.

Die in § 2 genannten Unternehmer sind Unternehmer kraft Rechtsform. Dies ergibt sich bereits aus den für diese Rechtsformen geltenden Sondergesetzen (s etwa § 6 HGB iVm § 3 AktG, § 61 Abs 3 GmbHG, § 1 Abs 3 GenG, §§ 27, 63 Abs 1 VAG; § 1 Abs 1 SpG; § 1 Abs 2 EWIVG; § 1 Abs 2 BundesbahnG 1992, § 1 Abs 4 ORF-G).

Offene Gesellschaften und Kommanditgesellschaften sind in § 2 nicht erfasst, weil § 105 die Rechtsform der Personengesellschaften für jeden erlaubten Zweck öffnet, womit auch nichtunternehmerisch tätige eingetragene Personengesellschaften möglich werden. Bei offenen Gesellschaften sowie Kommanditgesellschaften ist daher weiterhin danach zu differenzieren, ob sie eine unternehmerische Tätigkeit ausüben oder als Konsumenten auftreten. 

Im Übrigen sind auch die Privatstiftungen nicht von § 2 erfasst.

Unternehmer kraft Eintragung

§ 3.  Personen, die zu Unrecht ins Firmenbuch eingetragen sind und unter ihrer Firma handeln, gelten als Unternehmer kraft Eintragung.

Hier geht es um zu Unrecht im Firmenbuch eingetragene Personen, die unter ihrer Firma auftreten, tatsächlich aber kein Unternehmen (mehr) betreiben. Damit werden diese dem UGB unterstellt, auch wenn sie kein Unternehmen (mehr) betreiben. Im Dienste der Rechtsklarheit sollen dadurch Unsicherheiten darüber vermieden werden, ob auch alle Merkmale des Unternehmerbegriffs im Sinne des § 1 erfüllt sind (Verkehrsschutzbestimmung; so schon bisher § 5 HGB). 

Anwendungsbereich des Ersten Buches, Wahlmöglichkeit

§ 4. (1) Das Erste Buch ist auf Unternehmer im Sinn der §§ 1 bis 3 anzuwenden.

(2) Angehörige der freien Berufe sind von der Anwendung der folgenden Abschnitte des Ersten Buches ausgenommen. Sie können sich jedoch durch Eintragung in das Firmenbuch freiwillig dem Ersten Buch unterstellen, sofern dem keine berufsrechtlichen Sonderbestimmungen entgegenstehen.

(3) Auch Land- und Forstwirte sind von der Anwendung der folgenden Abschnitte des Ersten Buches ausgenommen. Sie können sich mit ihrem Unternehmen oder mit einem zu ihrer Land- oder Forstwirtschaft zählenden Nebengewerbe in das Firmenbuch eintragen lassen und damit ebenfalls freiwillig dem Ersten Buch unterstellen.

§ 4 hält einleitend fest, dass das Erste Buch auf alle Unternehmer anzuwenden ist. Im Weiteren beschäftigt sich diese Bestimmung aber mit der Sonderstellung der freien Berufe und der Land- und Forstwirte. 

Unter freie Berufe sind vor allem solche zu verstehen, die überwiegend wissenschaftlichen, künstlerischen, religiösen, sozialen, lehrenden, heilenden oder rechtswahrenden Charakter haben und in der Regel, jedoch nicht zwingend, eine gewisse höhere Bildung voraussetzen.

Die Definition der Land- und Forstwirte ist anhand des bisherigen § 3 HGB problemlos gegeben, hervorzuheben ist aber, dass nicht mehr zwischen der eigentlichen land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit und einem land- und forstwirtschaftlichen Nebengewerbe unterschieden wird.

Für die angesprochenen Berufsgruppen schafft § 4 UGB die Option, sich auf freiwilliger Basis ins Firmenbuch eintragen zu lassen und sich damit dem Ersten Buch zu unterstellen, allerdings nur dann, wenn die jeweilige Berufsausübung als Einzelunternehmer erfolgt.

Anwendungsbereich der weiteren Bücher

§ 5. Der Anwendungsbereich des Zweiten Buches ergibt sich für offene Gesellschaften aus § 105, für Kommanditgesellschaften aus § 161 und für stille Gesellschaften aus § 179. Der Anwendungsbereich des Dritten Buches ergibt sich aus § 189, der des Vierten Buches aus § 343, der des Fünften Buches aus den §§ 1 bis 3.

§ 5 verweist in Bezug auf den Anwendungsbereich der übrigen Bücher auf die jeweiligen Bestimmungen.

Öffentlichrechtliche Bestimmungen

         § 6. Durch Vorschriften des öffentlichen Rechtes, nach denen die Befugnis zur unternehmerischen Tätigkeit ausgeschlossen oder von gewissen Voraussetzungen abhängig gemacht ist, wird die Anwendung dieses Gesetzbuchs nicht berührt.

Diese Bestimmung übernimmt – angepasst - § 7 HGB idgF. 

Demnach sind also die handelsrechtlichen Vorschriften unabhängig davon anzuwenden, dass die ausgeübte Tätigkeit nach der GewO oder vergleichbaren wirtschaftsrechtlichen Regelungen erlaubt ist, gleichgültig ob es um eine Vorschrift über den Berufsantritt oder die Berufsausübung geht (Trennungsprinzip). 

Zweiter Abschnitt

Firmenbuch

Führung des Firmenbuchs

§ 7. Das Firmenbuch wird von den Gerichten geführt.

Eintragung

§ 8. (1) Unternehmerisch tätige natürliche Personen, die nach § 189 der Pflicht zur Rechnungslegung unterliegen, sind verpflichtet, sich in das Firmenbuch eintragen zu lassen. Andere Einzelunternehmer sind dazu berechtigt. Eine freiwillige Eintragung ist auf Antrag wieder zu löschen.

(2) Die Eintragung von Unternehmern kraft Rechtsform, offenen Gesellschaften, Kommanditgesellschaften und anderen Rechtsträgern wird in den für sie geltenden Sonderbestimmungen geregelt.

(3) Betreiben mehrere Personen ein Unternehmen in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§§ 1175 ff. ABGB) und überschreitet die Gesellschaft den Schwellenwert des § 189, so sind sie zur Eintragung der Gesellschaft als offene Gesellschaft oder als Kommanditgesellschaft verpflichtet.

In § 8 geht es um das Recht bzw. die Verpflichtung von Unternehmern, sich firmenbuchgerichtlich registrieren zu lassen. Mit Abs 1 werden nach § 189 zur Rechnungslegung verpflichtete natürliche Personen aus Publizitätsgründen verpflichtet, sich im Firmenbuch protokollieren zu lassen.

Allen anderen Einzelunternehmern ist die Eintragung freigestellt, um ihnen den Zugang ins Firmenbuch und die damit verbundene Publizität zu gewähren. Mit der Entscheidung zur freiwilligen Eintragung ist spiegelbildlich auch das Recht auf Löschung verbunden, wenn sie daran kein Interesse mehr haben.

Die verpflichtende Eintragung wirkt nur deklarativ; es wird also nicht in das Belieben des Einzelunternehmers gestellt, sich den ordnungspolitischen Anliegen des Unternehmerrechts zu unterwerfen.

Abs. 3 schreibt die bestehende Rechtslage für nicht grundhandelsgewerblich, jedoch vollkaufmännisch tätige Personenhandelsgesellschaften fort (vgl § 105 iVm § 2 HGB idgF) und verpflichtet „große“ Personengesellschaften zur Eintragung als offene Gesellschaft oder als Kommanditgesellschaft nach den Bestimmungen der §§ 105 ff bzw. §§ 161 ff. Das Größenkriterium gibt § 189 Abs 1 Z 2 iVm Abs 2 vor.

Das Firmenbuch betreffende Einsichtnahmen, Auszüge und Bestätigungen

§ 9. (3) Soweit dies nicht durch Auszüge aus dem Firmenbuch ersichtlich ist, kann der Nachweis, wer der Inhaber einer in das Firmenbuch eingetragenen Firma ist, Behörden gegenüber durch eine Bestätigung des Gerichts über die Eintragung geführt werden. Das Gleiche gilt vom Nachweis der Befugnis zu im Firmenbuch eingetragenen Vertretungen sowie davon, dass bezüglich des Gegenstandes einer Eintragung weitere Eintragungen nicht vorhanden sind oder dass eine bestimmte Eintragung nicht erfolgt ist.

Die Einsicht in das Hauptbuch hat grundsätzlich durch Firmenbuchauszüge zu erfolgen (§ 33 FBG); damit ist die Ausstellung von Amtsbestätigungen nur mehr für aus dem ADV-Firmenbuch nicht ersichtliche Eintragungstatsachen relevant (also nur mehr sehr selten).

Anmeldungen

§ 11. (1) Die Anmeldungen zur Eintragung in das Firmenbuch sowie die zur Aufbewahrung bei Gericht bestimmten Zeichnungen von Unterschriften sind in der Regel schriftlich in öffentlich beglaubigter Form einzureichen.

(2) Die gleiche Form ist für eine Vollmacht zur Anmeldung erforderlich. Rechtsnachfolger eines Beteiligten haben die Rechtsnachfolge soweit tunlich durch öffentliche Urkunden nachzuweisen.

§ 11 Abs 1 wird an die mit dem Rechnungslegungsänderungsgesetz erfolgte Änderung von    § 16 Abs 1 FBG angepasst, wonach Firmenbuchanmeldungen in der Regel schriftlich zu erfolgen haben (gemäß § 16 Abs 1 FBG kann nur unter berücksichtigungswürdigen Umständen eine Anmeldung zu Protokoll erklärt werden).

Geschäftspapiere und Bestellscheine

§ 14. (1) In das Firmenbuch eingetragene Unternehmer haben auf allen Geschäftsbriefen und Bestellscheinen, die auf Papier oder in sonstiger Weise an einen bestimmten Empfänger gerichtet sind, sowie auf ihren Webseiten die Firma, die Rechtsform, den Sitz und die Firmenbuchnummer des Unternehmers, gegebenenfalls den Hinweis, dass sich der Unternehmer in Liquidation befindet, sowie das Firmenbuchgericht anzugeben. Bei einer offenen Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft, bei der kein unbeschränkt haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist, sind diese Angaben auf den Geschäftsbriefen, Bestellscheinen und Webseiten der Gesellschaft auch über die unbeschränkt haftenden Gesellschafter zu machen. Einzelunternehmer haben auch ihren Namen anzugeben, wenn er sich von der Firma unterscheidet. Genossenschaften haben auch die Art ihrer Haftung anzugeben.

(2) Werden bei einer Kapitalgesellschaft auf Geschäftsbriefen, Bestellscheinen und Webseiten Angaben über das Kapital der Gesellschaft gemacht, so müssen in jedem Fall das Grund- und Stammkapital sowie bei der Aktiengesellschaft, wenn auf die Aktien der Ausgabebetrag nicht vollständig, bei der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einlagen eingezahlt sind, der Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen angegeben werden.

(3) Auf Geschäftsbriefen, Bestellscheinen und Webseiten, die von einer inländischen Zweigniederlassung eines Unternehmers mit ausländischer Hauptniederlassung oder mit ausländischem Sitz benützt werden, sind außer den Angaben nach Abs. 1 und 2 die Firma, die Firmenbuchnummer der Zweigniederlassung und das Firmenbuchgericht anzugeben.

(4) Der Angaben nach Abs. 1 und 2 bedarf es nicht bei Mitteilungen oder Berichten, die im Rahmen einer bestehenden Geschäftsverbindung ergehen und für die üblicherweise Vordrucke verwendet werden, in denen lediglich die im Einzelfall erforderlichen besonderen Angaben eingefügt zu werden brauchen. Diese Regelung gilt nicht für Bestellscheine.

(5) Wer als Unternehmer diesen Verpflichtungen nicht nachkommt, ist dazu vom Firmenbuchgericht durch eine Zwangsstrafe anzuhalten. § 24 FBG findet sinngemäß Anwendung. Ist der Unternehmer keine natürliche Person, so richtet sich die Zwangsstrafe gegen die Mitglieder des vertretungsbefugten Organs, im Falle einer inländischen Zweigniederlassung eines Unternehmers mit ausländischer Hauptniederlassung oder mit ausländischem Sitz gegen die für diese vertretungsbefugten Personen.

Da der Bedarf an den vorgesehenen Pflichtangaben auf Geschäftsbriefen und Bestellscheinen nicht rechtsformspezifisch ist, wird eine Ausdehnung dieser Regelung auf jede Art von protokollierten Unternehmern, damit insbesondere auch auf Einzelunternehmer, offene Gesellschaften und Kommanditgesellschaften vorgenommen. 

Insbesondere muss auch die elektronische Post eines Unternehmers die genannten Angaben aufweisen. Diese Angaben haben auch auf den Webseiten des Unternehmers aufzuscheinen. Zur Effektivität dieser Bestimmung wird als Sanktion für eine Verletzung dieser Pflichten die Verhängung von Zwangsstrafen vorgesehen, deren Höhe und Veröffentlichung sich nach § 24 FBG richtet.

Gemäß § 907 Abs 3 sollen Geschäftspapiere und Bestellscheine von Unternehmern noch bis Ende 2009 aufgebraucht werden können, das neue Firmenrecht ist für sie insofern erst ab 1.1.2010 verpflichtend sein. Für Kapitalgesellschaften sind diese Regelungen schon mit 1.1.2007 umzusetzen. 

Publizität des Firmenbuchs

 § 15. (3) Wer eine unrichtige Eintragung veranlasst oder eine, wenn auch nicht von ihm veranlasste, wohl aber von ihm als unrichtig erkannte oder für ihn als unrichtig erkennbare Eintragung aus Verschulden nicht löschen lässt, muss die unrichtige Eintragung dem Dritten gegenüber im Geschäftsverkehr gegen sich gelten lassen, sofern er nicht beweist, dass der Dritte nicht im Vertrauen auf die Eintragung gehandelt hat oder deren Unrichtigkeit kannte oder grob fahrlässig nicht kannte.

(4) § 3 bleibt unberührt.

Abs. 3 normiert nunmehr ausdrücklich den in Lehre und Rechtsprechung anerkannten Grundsatz der Rechtsscheinhaftung für unrichtige Eintragungen.

Begriff

§ 17. (1) Die Firma ist der in das Firmenbuch eingetragene Name eines Unternehmers, unter dem er seine Geschäfte betreibt und die Unterschrift abgibt.

(2) Ein Unternehmer kann in Verfahren vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden seine Firma als Parteibezeichnung führen und mit seiner Firma als Partei bezeichnet werden. Für Einzelunternehmer gilt dies nicht in Strafverfahren.

Damit ist jetzt klar, dass unter der Firma künftig stets der in das Firmenbuch eingetragene Name eines - naturgemäß registrierten - Unternehmers zu verstehen ist.

Eigenschaften der Firma

§ 18. (1) Die Firma muss zur Kennzeichnung des Unternehmers geeignet sein und Unterscheidungskraft besitzen.

(2) Die Firma darf keine Angaben enthalten, die geeignet sind, über geschäftliche Verhältnisse, die für die angesprochenen Verkehrskreise wesentlich sind, irrezuführen. Im Verfahren vor dem Firmenbuchgericht wird die Eignung zur Irreführung nur berücksichtigt, wenn sie ersichtlich ist.

Die Firmenbildungsvorschriften werden liberalisiert. Eine Firma ist als solche dann anzuerkennen, wenn sie das Unternehmen kennzeichnet und zugleich von anderen Unternehmen unterscheidet.

Die von Abs 1 geforderte Kennzeichnungskraft einer Firma zielt auf Individualisierung ab, die Firma muss daher als Name zur Individualisierung geeignet sein. Zulässig werden damit Personen-, Sach- und Fantasiefirmen oder auch die Verwendung von Geschäfts-bezeichnungen. 

Im Interesse des Rechtsverkehrs unterliegt die Firmenbildung gleichzeitig einem - bisher nur für Firmenzusätze festgelegten - Irreführungsverbot; dies mit der Einschränkung, dass die Täuschungseignung auch „wesentlich“ sein muss, um aufgegriffen werden zu können. 

Dem Wettbewerbsrecht wird die Aufgabe der Feinsteuerung zugewiesen. Das Firmenbuchgericht wird also auf die „Ersichtlichkeit“ der Irreführungseignung abzustellen und eine solche dann anzunehmen haben, wenn das Täuschungspotenzial nicht allzu fern liegt oder ohne umfangreiche Beweisaufnahmen angenommen werden kann.
Für neu einzutragende Firmenwortlaute gilt:


1.
Ein zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldeter Firmenwortlaut, der nicht den Bestimmungen der §§ 18 ff. in der Fassung des Handelsrechts-Änderungsgesetzes, BGBl. I Nr. 120/2005, entspricht, kann nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes nicht mehr in das Firmenbuch eingetragen werden.


2.
Ein vor In-Kraft-Treten des Handelsrechts-Änderungsgesetzes, BGBl. I Nr. 120/2005, zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldeter Firmenwortlaut, der bereits den damit geänderten Bestimmungen der §§ 18 ff. entspricht, kann nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes in das Firmenbuch eingetragen werden (§ 907 Abs 5).

Zwingende Rechtsformzusätze

§ 19. (1) Bei in das Firmenbuch eingetragenen Unternehmern muss die Firma, auch wenn sie nach den §§ 21, 22, 24 oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften fortgeführt wird, enthalten:


1.
bei Einzelunternehmern die Bezeichnung „eingetragener Unternehmer“ oder „eingetragene Unternehmerin“ oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung, insbesondere „e.U.“;


2.
bei einer offenen Gesellschaft die Bezeichnung „offene Gesellschaft“ oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung, insbesondere „OG“;


3.
bei einer Kommanditgesellschaft die Bezeichnung „Kommanditgesellschaft“ oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung, insbesondere „KG“;


4.
bei Angehörigen eines freien Berufes, soweit die berufsrechtlichen Vorschriften für die Firma nichts anderes vorsehen, einen Hinweis auf den ausgeübten freien Beruf. An die Stelle der Bezeichnung „offene Gesellschaft“ kann die Bezeichnung „Partnerschaft“ oder – sofern die Firma nicht die Namen aller Gesellschafter enthält – der Zusatz „und (&) Partner“, an die Stelle der Bezeichnung „Kommanditgesellschaft“ die Bezeichnung „Kommandit-Partnerschaft“ treten.

(2) Wenn in einer offenen Gesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft keine natürliche Person unbeschränkt haftet, muss dieser Umstand aus der Firma erkennbar sein, auch wenn sie nach den §§ 21, 22, 24 oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften fortgeführt wird.

Jeder protokollierte Unternehmer wird künftig verpflichtet sein, auch die von ihm gewählte Rechtsform in der Firma anzugeben. Aus dem Zusatz muss auch die Tatsache seiner firmenbuchrechtlichen Registrierung erkennbar sein. Damit reichen künftig derzeit zulässige, undeutliche Gesellschaftszusätze wie z.B. „& Co“, die die Haftungsstruktur des Unternehmens nicht ausreichend widerspiegeln, nicht mehr aus. 

Diese Regel gilt nicht nur für die ursprüngliche, sondern auch für die abgeleitete Firma (§§ 22, 24). 

Abs 2 behandelt den nunmehr möglichen Fall, dass bei den eingetragenen Personengesellschaften künftig auch eine Fantasiefirma (also etwa „Larifari OG“) ermöglicht wird. Damit ist in Personengesellschaften, die keine natürliche Person als unbeschränkt haftende Gesellschafter haben, die daraus resultierende Haftungsbeschränkung im Firmenwortlaut offen zu legen.

§ 907 Abs 4: 

Im Interesse eines einheitlichen und für den Rechtsverkehr klaren Firmenrechts wird angestrebt, dass auch bei bestehenden Firmen durch die Aufnahme dieser Zusätze die jeweilige Rechts- bzw. Gesellschaftsform eines Unternehmers erkennbar wird. Daraus ergibt sich für protokollierte Einzelkaufleute, Personen-handelsgesellschaften, die gegenwärtig ihre Rechtsform nicht eindeutig erkennen lassen, sowie für eingetragene Erwerbsgesellschaften ein Anpassungsbedarf an die neue Rechtslage, für den mit den Z 1 bis 5 Vorkehrungen getroffen werden. Lediglich bestehende offene Handelsgesellschaften, die bereits jetzt mit „OHG“ firmieren, sollen gemäß Z 2 letzter Satz nicht zur Umstellung auf „OG“ verpflichtet werden, da die Abkürzung „OHG“ im Geschäftsverkehr in besonders hohem Maße bekannt und bewusstseinsgefestigt ist. 
Die Umstellung wird in mehrfacher Hinsicht erleichtert: 

Es gibt einen Übergangszeitraum bis zum Jahresbeginn 2010, innerhalb dessen die notwendige Firmenänderung vorzunehmen ist (Z 1 und 2). Bis 2010 ist es also ausreichend, die Änderung im Firmenbuch erst dann registrieren zu lassen, wenn eine sonstige Eintragung vorgenommen werden soll. Solche Anmeldungen, die nur die Aufnahme des Rechtsformzusatzes in den Firmenwortlaut zum Inhalt haben, bedürfen keiner Beglaubigung. Für den gesamten Umstellungszeitraum wird eine Befreiung von jenen Gebühren vorgesehen, die reformbedingt verursacht sind: Soll ausschließlich die Aufnahme des Rechtsformzusatzes zur Eintragung ins Firmenbuch angemeldet werden, entfällt sowohl die Eingabengebühr als auch die Eintragungsgebühr. 

Erfolgt im Umstellungszeitraum allerdings keine firmenbuchgerichtliche Anmeldung der Änderung des Rechtsformzusatzes, kann danach ein Zwangsstrafenverfahren (§ 24 FBG) durchgeführt werden. Zudem besteht dann ab dem 1.1.2010 gemäß Z 4 eine Sperre für weitere Eintragungen in das Firmenbuch, wenn keine Anmeldung der Änderung erfolgt.

Unzulässige Verwendung fremder Namen

§ 20. In die Firma eines Einzelunternehmers oder einer eingetragenen Personengesellschaft darf der Name einer anderen Person als des Einzelunternehmers oder eines unbeschränkt haftenden Gesellschafters nicht aufgenommen werden.

Das UGB geht vom Prinzip aus, dass generell zumindest die ursprüngliche Firma „richtig“ sein soll und Fehlvorstellungen über Haftungspotenziale jedenfalls vermieden werden sollen, solange noch keine berechtigten Interessen an der Firmenkontinuität bestehen. Die generelle Zulässigkeit von fremden Namen ist also nach wie vor nicht gegeben, da sie zu Fehlvorstellungen des Rechtsverkehrs über das Unternehmen, den Inhaber und sein Haftungspotenzial führen könnten (auch wenn generell bei abgeleiteten oder fortgeführten Firmen diese Gefahr sowohl nach derzeitiger als auch nach neuer Rechtslage immer wieder verwirklicht wird). 

Fortführung bei Namensänderung

§ 21. Wird der Name einer in der Firma genannten Person geändert, so kann die bisherige Firma fortgeführt werden.

Fortführung bei Unternehmenserwerb

§ 22. (1) Wer ein bestehendes Unternehmen unter Lebenden oder von Todes wegen erwirbt, darf für das Unternehmen die bisherige Firma, auch wenn sie den Namen des bisherigen Unternehmers enthält, mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fortführen, wenn der bisherige Unternehmer oder dessen Erben in die Fortführung der Firma ausdrücklich einwilligen.

Die Regelung hat einerseits klarstellenden Charakter hinsichtlich der Namensfirma, andererseits hat der Gesetzgeber eine ursprüngliche Überlegung, bei fortgeführten Firmen künftig zwingend einen Nachfolgezusatz vorzusehen, nicht aufgegriffen.

Fortführung bei Änderungen im Gesellschafterbestand

§ 24. (1) Tritt ein neuer Gesellschafter in eine Gesellschaft ein oder scheidet ein Gesellschafter aus einer solchen aus, so kann ungeachtet dieser Veränderung die bisherige Firma fortgeführt werden.
Diese Regelung ist wesentlicher Teil des Prinzips der Firmenkontinuität, wobei allerdings darauf zu achten ist, dass die durch die Aufnahme eines Gesellschafters entstehende Gesellschaft die Firma des Einzelkaufmanns nicht gänzlich unverändert fortführen kann, sondern nun zwingend einen korrekten Rechtsformzusatz zu führen hat (§ 19 Abs 1 Z 2 und 3 UGB). 

Anmeldung der Firma

§ 28. Die Anmeldung zum Firmenbuch erfolgt bei dem Gericht, in dessen Sprengel sich der Sitz des Unternehmens befindet. Der Unternehmer hat in der Anmeldung die in § 3 Z 2 bis 4, 5, 8 und 16, gegebenenfalls auch die in § 3 Z 6, 9, 11 und 15 und § 4 Z 2 und 3 FBG genannten Tatsachen anzugeben und seine Namensunterschrift zur Aufbewahrung bei Gericht zu zeichnen.

Keine substanzielle Neuregelung, es handelt sich um die adaptierte Bestimmung des bisherigen § 29 HGB. 

Der bisherige § 30 HGB wird zum neuen § 29 UGB und inhaltlich ebenfalls nur dem Grundtatbestand angepasst. Es hat in diesem Zusammenhang auch Überlegungen gegeben, beim Identitätsprinzip von der Orts- bzw. Gemeindebezogenheit abzugehen, was aber nicht umgesetzt wurde. Das Kriterium der Unterscheidbarkeit bezieht sich damit weiterhin auf die Verwechselbarkeit durch das Publikum in einem räumlich abgegrenzten Bereich. Mit § 29 Abs 2 UGB wird überdies klargestellt, dass ein Unternehmer, der denselben Namen wie ein bereits eingetragener Unternehmer führt, sich ebenfalls seines (bürgerlichen) Namens bedienen kann, wenn er nur einen unterscheidungskräftigen Zusatz beifügt.  

Schließlich werden die bisherigen §§ 31 und 32 HGB zu §§ 30 und 31 UGB und ebenfalls dem Grundtatbestand angepasst.

Eintragung der Bestellung eines Sachwalters oder eines Nachlassvertreters

§ 32. (1) Ist einem in das Firmenbuchgericht eingetragenen Einzelunternehmer oder einem vertretungsbefugten Gesellschafter einer offenen Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft ein Sachwalter nach § 273 ABGB bestellt, dessen Wirkungskreis die Führung eines Unternehmens oder die Ausübung von Gesellschafterrechten ganz oder teilweise umfasst, so ist dieser von Amts wegen in das Firmenbuch einzutragen. § 15 ist nicht anzuwenden.

(2) Stirbt ein im Firmenbuch eingetragener Einzelunternehmer oder ein vertretungsbefugter Gesellschafter einer offenen Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft, so ist auf Antrag einzutragen, wer berechtigt ist, die Verlassenschaft zu vertreten.

(3) Für die nach den vorstehenden Absätzen einzutragenden Personen gilt §  31 Abs. 3 sinngemäß.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich um die Anpassung des bisherigen § 32a HGB an den Grundtatbestand; außerdem wird der durch das Kindschaftsrechts-ÄnderungsG und das AußStrG neu geschaffenen Rechtslage entsprochen. 

Anmeldung einer juristischen Person

§ 33. (1) Soll eine juristische Person in das Firmenbuch eingetragen werden, ist sie von sämtlichen vertretungsbefugten Organwaltern (Vorstand) zur Eintragung anzumelden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 finden keine Anwendung, soweit Sondervorschriften bestehen.

Klarstellung, dass eine eintragungspflichtige juristische Person von sämtlichen Vorstands-mitgliedern zur Eintragung anzumelden ist, sofern keine davon abweichenden Sonder-bestimmungen  bestehen.

Ehepakte von Unternehmern

§ 36. (1) Die dem Ehegatten eines Unternehmers, dessen Firma im Firmenbuch eingetragen ist, durch Ehepakte eingeräumten Vermögensrechte können, um den Unternehmensgläubigern gegenüber wirksam zu sein, in das Firmenbuch eingetragen werden, die Ehepakte mögen schon vor oder erst nach der Eintragung der Firma geschlossen worden sein. Jeder der Ehegatten kann die Ehepakte zur Eintragung in das Firmenbuch anmelden.

(2) In das Firmenbuch sind nur das Datum der eingereichten Ehepakte oder ihrer Änderungen sowie der Name und das Geburtsdatum des Ehegatten einzutragen.

(3) Aus Ehepakten gegen einen Unternehmer entspringende Rechte sind einem Unternehmensgläubiger gegenüber unwirksam, wenn dessen Forderung vor Eintragung der Ehepakte in das Firmenbuch entstanden ist.

(4) Abs. 3 gilt nicht, soweit die aus Ehepakten entspringenden Rechte dem Gläubiger vor Entstehung der Forderung bekannt waren oder soweit es sich um Rechte aus Ehepakten handelt, die schon vor Entstehung der Forderung in einem öffentlichen Buch eingetragen waren.

(5) Abs. 1 bis 4 gelten auch für die unbeschränkt haftenden Gesellschafter einer offenen Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft.

§ 36 übernimmt die Bestimmung des Art. 6 Nr. 7 der 4. EVHGB unter Anpassung an den Grundtatbestand; dem Ehegatten wird zudem ein selbstständiger Anspruch auf Anmeldung der Ehepakte zur Eintragung ins Firmenbuch eingeräumt.  

Vierter Abschnitt

Unternehmensübergang
Übernahme der Rechtsverhältnisse des Veräußerers durch den Erwerber,
Haftung von Veräußerer und Erwerber

§ 38. (1) Wer ein unter Lebenden erworbenes Unternehmen fortführt, übernimmt, sofern nichts anderes vereinbart ist, zum Zeitpunkt des Unternehmensübergangs die unternehmensbezogenen, nicht höchstpersönlichen Rechtsverhältnisse des Veräußerers mit den bis dahin entstandenen Rechten und Verbindlichkeiten. Für unternehmensbezogene Verbindlichkeiten des Veräußerers bestellte Sicherheiten bleiben für diese Verbindlichkeiten aufrecht. Der Veräußerer haftet nach Maßgabe des § 39 für die unternehmensbezogenen Verbindlichkeiten fort.
(2) Der Dritte kann der Übernahme seines Vertragsverhältnisses binnen dreier Monate nach Mitteilung davon sowohl gegenüber dem Veräußerer als auch gegenüber dem Erwerber widersprechen; in der Mitteilung ist er auf das Widerspruchsrecht hinzuweisen. Dies gilt auch für den Besteller einer für unternehmensbezogene Verbindlichkeiten des Veräußerers gewährten Sicherheit. Im Falle eines wirksamen Widerspruchs besteht das Vertragsverhältnis mit dem Veräußerer fort.
(3) Wurde dem Dritten nicht nachweislich mitgeteilt, dass das Vertragsverhältnis vom Erwerber übernommen wurde, oder kann dieser Übernahme noch widersprochen werden, so kann er sowohl gegenüber dem Veräußerer als auch gegenüber dem Erwerber auf das Vertragsverhältnis bezogene Erklärungen abgeben und seine Verbindlichkeiten erfüllen. Dies gilt auch für den Besteller einer für unternehmensbezogene Verbindlichkeiten des Veräußerers gewährten Sicherheit.
(4) Werden unternehmensbezogene Rechtsverhältnisse des Veräußerers vom Erwerber nicht übernommen, so haftet er dennoch für die damit verbundenen Verbindlichkeiten. Dies gilt auch, wenn der Erwerber nur einzelne Verbindlichkeiten des Veräußerers nicht übernimmt. Eine davon abweichende Vereinbarung über die Haftung ist einem Dritten gegenüber nur wirksam, wenn sie beim Unternehmensübergang in das Firmenbuch eingetragen, auf verkehrsübliche Weise bekannt gemacht oder dem Dritten vom Veräußerer oder vom Erwerber mitgeteilt wurde.

(5) Wird ein Unternehmen im Weg der Zwangsvollstreckung, des Konkurses, des Ausgleichsverfahrens (auch des fortgesetzten Verfahrens) oder der Überwachung des Schuldners durch Sachwalter der Gläubiger erworben, so finden diese Bestimmungen keine Anwendung.
(6) Eine durch andere Bestimmungen begründete Haftung oder Übernahme von Rechtsverhältnissen durch den Erwerber bleibt unberührt.

Das Regelungssystem der bisherigen §§ 25 – 28 HGB wird aufgehoben; die Thematik des Unternehmensübergangs findet sich jetzt neu im vierten Abschnitt des Ersten Buches.
Es geht um das Schicksal der bisherigen Geschäftsverbindlichkeiten und -forderungen im Fall eines Inhaberwechsels des Unternehmens. Dabei lag bisher das Augenmerk auf der Tatsache der Firmenfortführung, begründet mit einer an die Öffentlichkeit gerichteten Haftungserklärung, der eine Rechtscheinwirkung zukomme. 

§ 25 HGB gelangte zur Anwendung, wenn ein unter Lebenden erworbenes vollkauf-männisches Handelsgeschäft (oder dessen „wesentlicher Unternehmenskern“) unter der bisherigen Firma vom Erwerber fortgeführt wird.

Eine solche Fortführung führte dazu, dass

a) der Erwerber mit seinem ganzen Vermögen neben dem Veräußerer als Gesamtschuldner haftet (kumulative Schuldübernahme; Schuldbeitritt)

b) der Erwerber für alle im Betrieb des Geschäfts begründeten Verbindlichkeiten, ungeachtet des Rechtsgrundes, haftet

c) der Veräußerer gutgläubigen Dritten gegenüber für Geschäftsschulden, die der Erwerber eingeht, haftet, solange der Inhaberwechsel nicht ins Firmenbuch eingetragen und bekannt gemacht ist.

§ 25 Abs 2 eröffnete die Möglichkeit, die Haftung des Erwerbers durch Vereinbarung zwischen Veräußerer und Erwerber und entsprechende Kundmachung des Haftungsausschlusses auszuschließen; und zwar entweder durch Eintragung ins Firmenbuch und Bekanntmachung (absolute Wirkung gegenüber allen Gläubigern) oder durch formlose Mitteilung (relative Wirkung gegenüber dem jeweils betroffenen Gläubiger). Beide Arten der Kundmachung mussten in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit der Geschäftsübernahme stehen.

Die Erwerberhaftung trat allerdings nur dann ein, wenn die Firma fortgeführt wurde.

Auch die Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber übergegangen, wenn zusätzlich zu den eingangs angeführten Voraussetzungen der bisherige Inhaber oder seine Erben in die Fortführung der Firma eingewilligt haben (§ 25 Abs 1 Satz 2). Dabei wird ein Forderungsübergang zu Gunsten des Schuldners fingiert, d.h. auch wenn zwischen Veräußerer und Erwerber keine Abtretung stattgefunden hat und die Forderungen daher noch dem Veräußerer zustehen, kann der Schuldner dennoch mit schuldbefreiender Wirkung an den Erwerber leisten. Auch ein Ausschluss des (fingierten) Forderungsüberganges ist möglich.

Gemäß § 26 Abs 1 haftet der Veräußerer des Handelsgeschäftes aus den vor Geschäfts-übertragung begründeten Verbindlichkeiten unverändert weiter. Erwerber und Veräußerer sind Gesamtschuldner. Die 5-jährige Verjährungsfrist kommt dem Veräußerer nur dann zugute, wenn der Erwerber wegen Fortführung des Handelsgeschäftes unter der alten Firma oder wegen handelsüblicher Bekanntmachung der Schuldübernahme haftet (nicht aber etwa bei der Haftung nach § 1409 ABGB).

Diese Konzeption der §§ 25 bis 28 HGB lässt das UGB fallen.

Die Neuregelung geht von folgendem Grundsatz aus:

Sofern nichts anderes zwischen den Beteiligten vereinbart ist, soll der Unternehmensübergang dazu führen, dass der Erwerber die unternehmensbezogenen Rechtsverhältnisse samt den bis dahin begründeten Rechten und Verbindlichkeiten des Veräußerers übernimmt. 

Es wird aber darauf Rücksicht genommen, dass jedes dieser Interessen im einzelnen auch ganz anders gelagert sein kann. Veräußerer und Erwerber können also davon abweichende Vereinbarungen treffen; die Interessen des Dritten werden durch die zusätzliche Haftung desjenigen, der nicht sein Vertragspartner wird, sowie durch ein Widerspruchsrecht des Dritten gegen die Übernahme eines Vertragsverhältnisses abgesichert.

Das Kriterium der Firmenfortführung wird fallengelassen.

Der neue § 38 UGB im Einzelnen:

Geregelt wird der Tatbestand der Fortführung eines unter Lebenden erworbenen Unternehmens. § 38 bezieht sich auf Fälle des Unternehmenserwerbs im Wege der Einzelrechtsnachfolge, für die jedwedes Rechtsgeschäft in Betracht kommt. Bestimmungen über eine Gesamtrechtsnachfolge gehen dieser Regelung als speziellere Normen vor. 

Der bloße Erwerb des Unternehmens genügt nicht, das Unternehmen muss auch fortgeführt werden. 

Ohne Unternehmensfortführung ist der Tatbestand des Unternehmensübergangs nicht erfüllt.  

Abs 1 geht aber auch davon aus, dass es dem Veräußerer und Erwerber frei steht, ob und inwieweit im Zuge des Unternehmensübergangs unternehmensbezogene Rechtsverhältnisse auf den Erwerber übergehen, unternehmensbezogene Forderungen abgetreten und unternehmensbezogene Verbindlichkeiten übernommen werden sollen. Das bleibt in der privatautonomen Rechtsgestaltung der Beteiligten. 

Für die Annahme eines Unternehmensüberganges, der die Rechtsfolgen der §§ 38 f nach sich zieht, ist aber erforderlich, dass die bisherige Unternehmensidentität aufrecht erhalten bleibt; das erworbene Unternehmen muss also in seinem Wesenskern erhalten bleiben. Veräußerungen, die zu einer Zerschlagung des Unternehmens führen, lösen die Rechtsfolgen nicht aus. 

Die Zweifelsregel geht davon aus, dass es zu einer Übernahme des Rechtsverhältnisses durch den Erwerber, also zu einem Parteiwechsel auf Veräußererseite und nicht bloß zu einem Beitritt des Erwerbers zum Rechtsverhältnis des Veräußerers kommt. Es ist aber zulässig, Vertragsbeitritte zu vereinbaren.

Der Zeitpunkt des Übergangs der Rechtsverhältnisse ist jener des Unternehmensübergangs. Das Unternehmen gilt dabei als übergegangen, sobald der Erwerber über die Unternehmensorganisation so verfügen kann, dass die Beziehungen zu den Vertragspartnern des Veräußerers zweckentsprechend zum Einsatz kommen können. 

Es gehen auch jene Rechte und Verbindlichkeiten aus einem Rechtsverhältnis im Zweifel auf den Erwerber über, die bis zu dessen Übergang in der Vergangenheit begründet wurden.

Durch Abs 1 Satz 3 bleibt zum Schutz der Dritten bei unternehmensbezogenen Übernahmen von Rechtsverhältnissen die Haftung des Veräußerers für die in den übernommenen Verträgen begründeten Verbindlichkeiten aufrecht, wobei § 39 über die Nachhaftung des Veräußerers zu beachten ist. Diese Forthaftung kann nur im Rahmen des gesetzlich Zulässigen durch eine gesonderte Vereinbarung mit dem Dritten abbedungen werden. Allein aus der im Zweifel von Gesetzes wegen angenommenen Vertragsübernahme ergibt sich also keine Enthaftung des Veräußerers. 

Schließlich ist das Schicksal von Sicherheiten, die für Verbindlichkeiten des Unternehmensveräußerers entweder von diesem selbst oder von Dritten bestellt wurden, zu regeln. Für den Fall, dass darüber keine individualvertragliche Abrede zwischen den Beteiligten getroffen wurde, wird vorgesehen, dass Verbindlichkeiten aus einem Rechtsverhältnis mit dem Veräußerer, für die eine Sicherheit bestellt wurde, auch nach dem Übergang des Rechtsverhältnisses auf den Unternehmenserwerber durch diese Sicherheit besichert bleiben.

Abs 2 stellt die Rechte des Vertragspartners des Veräußerers für den Fall des Übergangs seines Rechtsverhältnisses auf den Erwerber sicher: Unabhängig von der Veräußererhaftung des Abs 1 Satz 3 wird dem Dritten die Möglichkeit gegeben, sich gegen den Übergang seines Vertragsverhältnisses zur Wehr zu setzen. Der Dritte kann einer solchen Übernahme widersprechen; also etwa dann, wenn dem Dritten die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses mit dem Erwerber unzumutbar ist (etwa bei Sorgen um die Liquidität des Erwerbers). Um das Widerspruchsrecht auch wahrnehmen zu können, muss der Dritte vom Übergang des Vertragsverhältnisses verständigt werden und darin auf die Möglichkeit des Widerspruchs hingewiesen werden. Sein Widerspruchsrecht muss er dann binnen dreier Monate nach der entsprechenden Mitteilung ausüben. Auf den Zeitpunkt der Eintragung des Unternehmensübergangs im Firmenbuch kommt es nicht an, da es als nicht zumutbar angesehen wurde, in regelmäßigen Abständen entsprechende Firmenbuchabfragen zu tätigen. Auch die bloße Kenntnis des Vertragspartners vom Übergang des Rechtsverhältnisses ist nicht fristauslösend. 

Das Widerspruchsrecht wird auch demjenigen eingeräumt, der für eine unternehmensbezogene Verbindlichkeit des Veräußerers eine Sicherheit bestellt hat, da seine Interessen durch den Übergang des jeweiligen Rechtsverhältnisses in gleicher Weise beeinträchtigt sein können. Auch für dieses Widerspruchsrecht gilt, dass eine Mitteilung über den Übergang des Rechtsverhältnisses unter Hinweis auf das Widerspruchsrecht zu erfolgen hat. Auch der Sicherheitenbesteller kann dann binnen dreier Monate seinen Widerspruch erklären. 

Wird der Widerspruch wirksam erklärt, bleibt das Vertragsverhältnis mit dem Veräußerer aufrecht. Dies gilt auch dann, wenn der Besteller einer Sicherheit seinen Widerspruch erklärt hat, hätte er es doch ansonsten an der Hand, den Konnex seiner Haftung mit der entsprechenden Verbindlichkeit aufzulösen. 

Auch im Falle des Widerspruchs verliert der Dritte die bloße Haftung des Erwerbers nicht, sie wird vielmehr ausdrücklich in Abs 4 vorgesehen. Zudem bleibt die zwingende Haftung des Erwerbers nach § 1409 ABGB von dieser Regelung unberührt.

Für die Mitteilung an den Dritten werden keine zeitlichen Vorgaben gemacht und insbesondere auch keine Beziehung zur fünfjährigen „Nachhaftungsbegrenzung“ des Veräußerers (§ 39 UGB) hergestellt. Wird die Mitteilung erst zu einem sehr späten Zeitpunkt nach dem Unternehmensübergang vorgenommen oder ganz unterlassen, bleiben der Veräußerer und der Erwerber der steten Gefahr des Widerspruchs durch den Dritten ausgesetzt. Umgekehrt kann die Mitteilung auch schon vor dem Unternehmenserwerb erfolgen, wenn schon vor dem Übergang des Unternehmens Rechtsklarheit über den Verbleib der Rechtsverhältnisse hergestellt werden soll. Dann kann der Dritte auch schon vorweg seine Entscheidung über die Ausübung des Widerspruchsrechts treffen und bekannt geben.

Zu Abs 3:

Wird dem Dritten nicht mitgeteilt, dass sein Vertragsverhältnis auf den Erwerber übergegangen ist, wird zu seinem Schutz zudem vorgesehen, dass er sowohl gegenüber dem Veräußerer als auch gegenüber dem Erwerber auf das Vertragsverhältnis bezogene Erklärungen (insbesondere also Gestaltungsrechte) abgeben und Verbindlichkeiten ausüben kann. 

Das Schutzbedürfnis des Dritten ist ferner dann gegeben, wenn er zwar vom Übergang seines Vertragsverhältnisses verständigt wurde, die dreimonatige Frist für sein Widerspruchsrecht jedoch noch nicht abgelaufen ist. 

Zu Abs 4:

Mit Abs 4 bleibt die schon bisher bestehende Haftung des Erwerbers für unternehmensbezogene Verbindlichkeiten (§ 25 Abs 1 Satz 1 HGB) erhalten. Dies kann dann der Fall sein, wenn bestimmte Rechtsverhältnisse nach dem Willen von Unternehmensveräußerer und –erwerber gar nicht übernommen werden sollen, aber auch, wenn der Dritte einem vom Veräußerer und Erwerber gewollten Übergang eines Rechtsverhältnisses wirksam widerspricht. Schließlich wird eine Haftung des Erwerbers auch für einzelne Verbindlichkeiten, die nicht von ihm übernommen werden sollen, angeordnet. Wie im geltenden Recht kann diese Haftung des Erwerbers – im Gegensatz zu jener des         § 1409 ABGB – ausgeschlossen werden; allerdings muss der Ausschluss in engem zeitlichen Zusammenhang („beim Unternehmensübergang“) publik gemacht werden, um wirksam zu sein.    

Begrenzung der Haftung des Veräußerers, Frist

§ 39. Übernimmt der Erwerber des Unternehmens unternehmensbezogene Rechtsverhältnisse des Veräußerers mit den bis zum Unternehmensübergang entstandenen Rechten und Verbindlichkeiten, so haftet der Veräußerer für diese Verbindlichkeiten nur, soweit sie vor Ablauf von fünf Jahren nach dem Unternehmensübergang fällig werden. Ansprüche daraus verjähren innerhalb der für die jeweilige Verbindlichkeit geltenden Verjährungsfrist, längstens jedoch in drei Jahren.

Die Bestimmung regelt die sogenannte „Nachhaftungsproblematik“. Bislang regelte § 26 Abs 1 HGB, dass die nach § 25 HGB bestehenden Gläubigeransprüche gegen den früheren Inhaber spätestens mit Ablauf von fünf Jahren ab Eintragung des Erwerbers ins Firmenbuch und in den Fällen des § 25 Abs 3 HGB ab Kundmachung der Übernahme verjähren. Die Verjährung hinsichtlich solcher Leistungen, die der Gläubiger erst später verlangen kann, läuft gemäß § 26 Abs 2 HGB erst ab diesem späteren Zeitpunkt. Dies führte in vielen Fällen zu zeitlich unbegrenzten Bindungen des Veräußerers an unternehmensbezogene Verbindlichkeiten. 

Der UGB-Gesetzgeber erachtet es als sachlich nicht gerechtfertigt, das Privatvermögen des Veräußerers den Gläubigern auf Dauer gleichsam als Insolvenzausfallsfonds zur Verfügung zu stellen, und schuf somit eine Regelung, bei der der Veräußerer nach Ablauf einer gewissen Zeit für Unternehmensverbindlichkeiten nicht mehr einstehen muss. 

Voraussetzung für die Begrenzung dieser Haftung ist zunächst natürlich, dass der Veräußerer nur mehr in der Position des Haftenden ist, das entsprechende Rechtsverhältnis oder die Verbindlichkeit jedoch auf den Erwerber übergegangen ist. Wenn der Veräußerer Vertragspartner des Dritten bleibt, besteht nämlich kein Grund, seine Haftung zu begrenzen; die Haftung aus aufrechtem Vertrag überlagert also die hier festgelegte Nachhaftungsbeschränkung.   

Ausgeschlossen wird die Haftung für Verpflichtungen, die entweder erst nach dem Unternehmensübergang entstehen oder erst nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Unternehmensübergang fällig werden. 

Die Haftung des Veräußerers unterliegt der gleichen Verjährungsfrist wie die auf den Erwerber übergegangene Verbindlichkeit, ist aber längstens mit drei Jahren beschränkt.

Rechtsstellung des Erben bei Unternehmensfortführung

§ 40. (1) Wird ein zu einem Nachlass gehörendes Unternehmen von dem Erben fortgeführt, so haftet er für die unternehmensbezogenen Verbindlichkeiten unbeschadet seiner Haftung als Erbe unbeschränkt.

(2) Die unbeschränkte Haftung tritt nicht ein, wenn die Fortführung des Unternehmens spätestens drei Monate nach Einantwortung eingestellt oder die Haftung in sinngemäßer Anwendung des § 38 Abs. 4 ausgeschlossen wird. Ist der Erbe nicht geschäftsfähig und ist für ihn kein gesetzlicher Vertreter bestellt, so endet diese Frist nicht vor dem Ablauf von drei Monaten seit der Bestellung eines gesetzlichen Vertreters oder seit dem Eintritt der Geschäftsfähigkeit des Erben.

Auch bei der Haftung des Erben für die Verbindlichkeiten eines zu einem Nachlass gehörenden Unternehmens wird das Kriterium der Firmenfortführung fallengelassen. Im Übrigen wird – aufgrund der von dieser Regel unberührten erbrechtlichen Bestimmungen für den Erben als Unternehmenserwerber – damit seine Haftung für Geschäftsverbindlichkeiten des Erblassers angeordnet.

§ 907 Abs 6 und 7 stellen für die Neuregelung von Unternehmensveräußerungen in den §§ 38 und 39 bzw. Unternehmensfortführungen durch Erben klar, dass diese nur dann zur Anwendung kommen, wenn die Vereinbarung über den Unternehmensübergang bzw. der Erbanfall nach Inkrafttreten des Handelsrechts-Änderungsgesetzes, also nach dem 31.12.2006 getroffen wurde bzw. stattfand. Für davor vereinbarte Unternehmensübergänge einschließlich daraus resultierender (Nach-)Haftungsfragen gelten daher weiterhin die §§ 25 f HGB. 

Erteilung der Prokura

§ 48 Abs 1 stellt klar, dass die Erteilung der Prokura nur dem im Firmenbuch eingetragenen Unternehmer zusteht. Die Prokura kann also als strenge Formalvollmacht nur von registrierten Unternehmern erteilt werden. 

§ 49 übernimmt im Abs 1 letzter Satz den Art. 6 Nr. 10 der EVHGB auf die Prokura („Für diese bedarf es keiner besonderen Vollmacht nach § 1008 ABGB.“)

Die weiteren Neuregelungen zur Prokura betreffen im Wesentlichen nur die Anpassung an den neuen Grundtatbestand des Unternehmers.

Umfang der Handlungsvollmacht

§ 54. (1) Ist jemand ohne Erteilung der Prokura zum Betrieb eines Unternehmens oder zur Vornahme einer bestimmten zu einem Unternehmen gehörigen Art von Geschäften oder zur Vornahme einzelner zu einem Unternehmen gehöriger Geschäfte ermächtigt, so erstreckt sich die Vollmacht (Handlungsvollmacht) auf alle Geschäfte und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines derartigen Unternehmens oder die Vornahme derartiger Geschäfte gewöhnlich mit sich bringt; dies umfasst auch den Abschluss von Schiedsvereinbarungen. Für solche Geschäfte und Rechtshandlungen bedarf es keiner besonderen Vollmacht nach § 1008 ABGB.

(2) Zur Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, zur Eingehung von Wechselverbindlichkeiten, zur Aufnahme von Darlehen und zur Prozessführung ist der Handlungsbevollmächtigte nur ermächtigt, wenn ihm eine solche Befugnis besonders erteilt ist.

Die Bestimmung wird dem Grundtatbestand angepasst, Art. 6 Nr. 10 wird in Hinblick auf die Handlungsvollmacht übernommen. 

Beschränkbarkeit der Handlungsvollmacht

§ 55. Sonstige Beschränkungen der Handlungsvollmacht braucht ein Dritter nur dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er sie kannte oder kennen musste.

Die Neuregelung beseitigt das Bild sogenannter Fernreisender mit Abschlussvollmacht, weil diese schon begrifflich unter § 54 zu subsumieren sind. 

Die Wirkungen einer bloß widerleglichen Vermutung hinsichtlich des Vorliegens einer Handlungsvollmacht ergeben sich schon aus § 54 Abs 1. Der Vollmachtsumfang von selbständigen Handelsvertretern ist in § 3 HVertrG 1993, der Vollmachtsumfang von Versicherungsagenten in den §§ 43 bis 47 VersVG geregelt.

Widerruflichkeit und Übertragbarkeit der Handlungsvollmacht

§ 58. (1) Die Handlungsvollmacht ist unbeschadet des Anspruchs auf die vertragsmäßige Vergütung jederzeit widerruflich, sofern sich aus dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis nicht das Gegenteil ergibt.

(2) Die Handlungsvollmacht ist nur mit Zustimmung des Unternehmers auf einen anderen übertragbar.

(3) Die Handlungsvollmacht erlischt im Zweifel nicht durch den Tod des Unternehmers.

§ 58 regelt die Fragen der Widerruflichkeit, der Übertragbarkeit sowie der (fehlenden) Auswirkungen des Todes des Unternehmers auf die Handlungsvollmacht. Abs 1 übernimmt dazu die bisherige Bestimmung des Art. 6 Nr. 11 EVHGB, Abs 2 den Inhalt des noch geltenden § 58 und Abs 3 in diesem Punkt die Zweifelsregel des Art. 8 Nr. 10 EVHGB. Die inhaltlichen Unterschiede zu den strengeren Regelungen der Prokura werden beibehalten, um deren Nutzen als Formalvollmacht nicht zu beeinträchtigen.

